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1. Einleitung

Mit den Neuregelungen im SGB II, SGB XII, AsylbLG 
und in zahlreichen weiteren Gesetzen, enthalten im »Ein-
malzahlungsgesetz« vom 23. Mai 2022,1 werden ab dem 
1. Juni 2022 Ge�üchtete aus der Ukraine vom AsylbLG in 
den Rechtskreis des SGB II / SGB XII wechseln. Um dieses 
Vorhaben zu beschleunigen, wurden die Gesetzesände-
rungen im »Rucksackverfahren« an das laufende Gesetz-
gebungsverfahren angehängt.2 

* Prof. Dr. jur. Dorothee Frings, im Ruhestand seit 2017 und seit 1997 
Professorin für Verfassungs-, Verwaltungs- und Sozialrecht an der 
Hochschule Niederrhein, Fachbereich Sozialwesen. Von 1983 bis 
1997 Tätigkeit als selbstständige Rechtsanwältin mit dem Schwer-
punkt Migrations- und Sozialrecht. Wissenscha�liche Schwerpunkte 
im Bereich des deutschen und europäischen Sozial-, Migrations- und 
Antidiskriminierungsrechts, zahlreiche Handreichungen, Vorträge 
und Fortbildungen in den drei Schwerpunktbereichen. 

1 Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung 
in den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des 
Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze, BGBl. I Nr. 17 vom 
27.5.2022, S. 760. 

2 Beschlussempfehlung des Bundestagsausschusses für Arbeit und So-
ziales zum Gesetzentwurf der Bundesregierung (BT-Drs. 20/1411) 
vom 11.5.2022, BT-Drs. 20/1768. 

Die Regelung versucht, einen nahtlosen Übergang zu 
scha�en, der berücksichtigt, dass die Jobcenter die Über-
nahme der Leistungen nicht pünktlich zum Stichtag be-
wältigen können. Allerdings sind die Details erneut höchst 
komplex ausgefallen, weil die Sozialleistungen an ord-
nungsrechtliche Registrierungen gekoppelt werden. Der 
Systemwechsel ist damit vollständig von den Kapazitäten 
und der Organisation der Ausländerbehörden abhängig 
und kann in jedem Einzelfall zu einem anderen Zeitpunkt 
erfolgen. O�mals ist für die Betro�enen selbst nicht er-
kennbar, ob sie die Voraussetzungen für den Wechsel ins 
SGB II erfüllen. Im Folgenden wird dargestellt, welche 
Personengruppen nach SGB II bzw. SGB XII leistungs-
berechtigt sind und wie das Verfahren des Rechtskreis-
wechsels abläu� (Abschnitte 2 und 3). Das Artikelgesetz 
enthält zahlreiche weitere Regelungen zu Sozialleistungen 
und ausländerrechtlichen Gestaltungen, von denen die 
Wichtigsten hier ebenfalls kurz angesprochen werden sol-
len (Abschnitte 4 bis 9). 

2. Der Adressatenkreis des Systemwechsels 
ins SGB II / SGB XII

Der Wechsel vom AsylbLG in den Rechtskreis des SGB II 
oder des SGB XII betri� Personen, die 

a) im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG3 sind. Die dazu erforderliche Änderung 
ergibt sich nicht aus dem SGB II und SGB XII, son-
dern aus der Streichung des § 24 AufenthG aus der 
Aufzählung in § 1 Abs. 1 Nr. 3 Bst. a AsylbLG. Weil 
die In ha ber*in nen einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 AufenthG nicht mehr Leistungsberechtigte 
nach § 1 AsylbLG sind, werden sie auch nicht mehr 
von der Ausschlussregelung des § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 
SGB II oder § 23 Abs. 2 SGB XII erfasst. Dieser Per-

3 Die Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG geht zurück auf die 
Richtlinie 2001/55/EG zur Schutzgewährung im Falle eines Massen-
zustroms von Vertriebenen. Ihre Wirkung kann erst durch einen Be-
schluss des Rates der EU aktiviert werden. Das ist am 4.3.2022 erstma-
lig geschehen. Zur Anwendung des Ratsbeschlusses und zu weiteren 
Fragen im Zusammenhang mit der Aufnahme von Ge�üchteten aus 
der Ukraine hat das Bundeministerium des Innern u. a. am 14.3.2022 
und am 14.4.2022 Rundschreiben an die Länder und zuständigen 
Behörden gerichtet; abru�ar bei asyl.net unter »Informationen zu 
Schutzsuchenden aus der Ukraine«. 
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sonenkreis ist damit uneingeschränkt nach SGB II 
bzw. SGB XII leistungsberechtigt.  Bei Aufenthalts-
titeln, die vor dem 1. Juni 2022 ausgestellt wurden, 
muss zusätzlich geprü� werden, ob die Aufnahme 
der Daten im Ausländerzentralregister (AZR) er-
folgte oder eine erkennungsdienstliche Behandlung 
vorgenommen wurde. Normalerweise gehört diese 
Datenerfassung zu den selbstverständlichen Ar-
beitsabläufen vor der Erteilung eines Aufenthaltsti-
tels, sodass eine spezielle Prüfung durch die Sozial-
behörden entfallen kann.4 

b) erfasst werden auch Personen, die im Besitz einer 
Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 5 AufenthG 
sind, die ab dem 1. Juni 2022 ausgestellt wurde. Der 
Wechsel des Leistungsbezugs ist zwar zusätzlich da-
von abhängig, dass auch eine erkennungsdienstliche 
Behandlung erfolgte (§ 74 Abs. 1 und Abs. 2 SGB II, 
§ 146 Abs. 1 und Abs. 2 SGB XII), diese Vorausset-
zung erfordert aber keine weitere Prüfung der Job-
center oder Sozialämter, da durch eine Änderung 
des AufenthG zum Stichtag die Ausstellung einer 
Fiktionsbescheinigung generell nur noch nach ei-
ner erkennungsdienstlichen Behandlung zulässig 
ist (§ 81 Abs. 7 AufenthG). Die Fiktionsbeschei-
nigung muss zwingend auf dem gesetzlich vorge-
schriebenen Formblatt »Anlage D3 nach § 81 Abs. 5 
AufenthG zur AufenthV« ausgestellt sein. Diese Re-
gelung gibt es schon länger, allerdings kam es immer 
wieder zu Engpässen bei den Formularen, die nur 
von der Bundesdruckerei erstellt werden können. 
Die Ausländerbehörden haben dann zum Teil Er-
satzbescheinigungen gleichen Inhalts ausgestellt. 

c) Soweit die Fiktionsbescheinigung vor dem 1. Juni 2022 
ausgestellt wurde, muss zwingend die Aufnahme der 
Daten ins AZR erfolgt sein, um Ansprüche nach 
SGB II / SGB XII auszulösen (§ 74 Abs. 3 S. 1 SGB II, 
§ 146 Abs. 3 S. 1 SGB XII). Ob diese Datenaufnahme 
erfolgt ist, ergibt sich nicht aus der Fiktionsbeschei-
nigung, weil die AZR Nummer (§ 2 AZRG-DV) 
nur in der Ausländerakte vermerkt wird.  Jobcen-
ter oder Sozialämter können die AZR-Abfrage aber 
selbstständig vornehmen. Nach der neuen Weisung 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) soll dies nur in 
Zweifelsfällen geschehen.5 Auch können die Jobcen-
ter laut dieser Weisung Fiktionsbescheinigungen 
akzeptieren, die nicht auf dem amtlichen Formblatt 

4 So auch: Bundesagentur für Arbeit, Fachliche Weisungen: »Bearbei-
tung von Fällen mit Aufenthaltstitel nach § 24 AufenthG oder entspre-
chender Fiktionsbescheinigung« (zum Rechtskreiswechsel ab 1. Juni), 
Stand: 23.5.2022, abru�ar unter https://t1p.de/8pzco, aufgerufen 
28.5.2022; eine Zusammenfassung der Weisungen hat Claudius Voigt  
(GGUA Flüchtlingshilfe Münster) erstellt: abru�ar bei ggua.de unter 
»Aktuelles« (Meldung vom 27.5.2022).

5 Ebd., S. 3. 

ausgestellt wurden. Sie müssten aber »grundsätzlich 
die Informationen des gesetzlich vorgesehenen Vor-
drucks der Fiktionsbescheinigung enthalten.«6 Auch 
müssen die Jobcenter bei Vorlage von Ersatzbeschei-
nigungen immer eine Prüfung der Daten im AZR 
vornehmen. Diese Ersatzbescheinigungen dürfen 
nicht verwechselt werden mit den vielen verschie-
denen im Umlauf be�ndlichen Bescheinigungen 
der Registrierung, Anlau�escheinigungen oder Be-
scheinigungen über den zugewiesenen Aufenthalts-
ort. Die erkennungsdienstliche Behandlung kann 
bis zum 31. Oktober 2022 nachgeholt werden (§ 74 
Abs. 3 SGB II); die Überschreitung dieser Frist hat 
keinen Ein�uss auf den Leistungsbezug.7

d) Kinder bis zum 15. Geburtstag werden auch ohne 
Fiktionsbescheinigung oder Aufenthaltserlaubnis in 
den Leistungsbezug einbezogen, wenn ein Elternteil 
über die erforderlichen Papiere verfügt.8

Der Leistungsausschluss in den ersten drei Monaten des 
Aufenthalts nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB II und § 23 
Abs. 3 Nr. 1 SGB XII gilt für diese Gruppen nicht. Das er-
gibt sich für die Inhaber*innen einer Aufenthaltserlaub-
nis nach § 24 AufenthG aus § 7 Abs. 1 S. 3 SGB II und aus 
§ 23 Abs. 3 S. 2 SGB XII. Es handelt sich um eine Rück-
ausnahme von dem Leistungsausschluss in den ersten drei 
Monaten für Inhaber*innen von humanitären Aufent-
haltstiteln, zu denen die Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG zählt. Für Personen mit einer Fiktionsbeschei-
nigung musste keine Rückausnahme gescha�en werden, 
weil ihre Leistungsansprüche ausdrücklich in den Über-
gangsvorschri�en des § 74 SGB II und 146 SGB XII gere-
gelt werden. 

2.1. Zuständigkeit der Jobcenter nach SGB II

Leistungsvoraussetzung ist nach § 7 Abs. 1 S. 1 SGB II zu-
nächst der gewöhnliche Aufenthalt, der durch die Son-
derregelung in § 74 Abs. 1 S. 2 SGB II auch während des 
laufenden Antragsverfahrens (Fiktionsbescheinigung) 
unterstellt wird. 

Die weitere Voraussetzung der Mittellosigkeit wird 
unter den erleichterten Voraussetzungen des § 67 SGB II 
(vereinfachtes Verfahren aus Anlass der Covid-19-Pande-
mie) geprü�. Für die ersten sechs Monate gilt ein erwei-
terter Vermögensschutz: Vermögenswerte von 60.000 € 
für eine Person zzgl. 30.000 € für jede weitere Person der 
Bedarfsgemeinscha� werden nicht berücksichtigt. Zum 
Einkommen müssen Angaben gemacht werden, wobei 
auch Einkommen durch eine Weiterbeschä�igung in der 

6 Ebd., S. 5.
7 Ebd., S. 14.
8 Ebd., S. 3.

Beitrag

https://t1p.de/8pzco
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Ukraine berücksichtigt wird. Voraussetzung ist immer 
ein realer Geld�uss, der aktuell zur Deckung der Lebens-
haltungskosten eingesetzt werden kann. Ansprüche auf 
Unterhalt von Personen in der Ukraine werden nicht 
geprü�.9 Immobilien in der Ukraine gelten derzeit als 
grundsätzlich nicht verwertbar.10 

Weitere Voraussetzung ist die Erwerbsfähigkeit, die 
sich nach dem Alter und nach der Arbeitsfähigkeit (§ 8 
Abs. 1 SGB II) richtet. 

Für die Abgrenzung zwischen der Zuständigkeit der 
Jobcenter (Leistungen nach SGB II) und der Sozialämter 
(Leistungen nach SGB XII) kommt es entscheidend auf 
die Erwerbsfähigkeit an. 

2.2. Zuständigkeit der Sozialämter nach SGB XII

Viele der Ge�üchteten aus der Ukraine sind nicht (mehr) 
erwerbsfähig und fallen deshalb nicht in den Leistungsbe-
reich des SGB II (§ 7 Abs. 1 Nr. 2 i.V. m. § 8 Abs. 1 SGB II). 
Personen im Rentenalter (für 2022: Jahrgang 1956 bzw. 
mit 65 Jahren + 10 Monaten) und volljährige Personen, 
bei denen eine dauerha�e Erwerbsunfähigkeit festgestellt 
wurde, erhalten Grundsicherung nach §§ 41 �. SGB XII. 

Hinzu kommen noch Personen, die weder die Vor-
aussetzungen des SGB II noch der Grundsicherung nach 
§§ 41 �. SGB XII erfüllen. Das sind unter anderem unbe-
gleitete, minderjährige Kinder bis 15 Jahre im Haushalt 
von Verwandten, Kinder zwischen 15 und 18 Jahren mit 
Behinderungen, die eine Erwerbstätigkeit ausschließen, 
im Haushalt der Eltern, alleinstehende Menschen mit 
langfristigen Erkrankungen oder Behinderungen, die 
aber nicht dauerha� bestehen.11 Diese Personen erhalten 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach §§ 27 �. SGB XII. 

Auch Rentner*innen, die eine Altersrente aus der 
Ukraine beziehen, welche die gleichen typischen Merk-
male aufweist wie die deutsche Altersrente, sind von 
SGB II-Leistungen ausgeschlossen.12 Allerdings muss der 
Rentenbezug auch tatsächlich realisiert werden können.13 
Solange sie das deutsche Renteneintrittsalter (s. o.) noch 
nicht erreicht haben, erhalten sie ebenfalls Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach §§ 27 �. SGB XII. 

Im SGB XII gilt für die ersten sechs Monate derselbe 
Vermögensschutz wie im SGB II (§ 141 Abs. 2 SGB XII, 
siehe Abschnitt 2.1 zum Vermögensschutz im SGB II). 

9 Ebd., S. 18. 
10 Ebd., S. 15. 
11 Die Begutachtung wird vom Jobcenter eingeleitet, welches so lange 

zuständig bleibt, wie die Erwerbsfähigkeit unklar ist, § 44a Abs. 1, 
Abs. 2 S. 6 SGB II. Im Streitfall wird das Gutachten vom medizini-
schen Dienst der Rentenversicherung erstellt, § 44a Abs. 2 S. 4 und 5 
SGB II.

12 BSG, Urteil vom 16.5.2021 – B 4 AS 105/11 R – openjur.de.
13 Siehe dazu auch Melhorn, Claudia: KV in Deutschland für Ge�üchtete 

aus der Ukraine, S. 4, abru�ar unter https://t1p.de/�ghw, aufgerufen 
24.5.2022; Fachliche Weisung der BA, a. a. O. (Fn. 8).   

2.3. Verbleib im Leistungsbezug nach AsylbLG

Für alle Personen, die nicht über die erforderlichen Auf-
enthaltsdokumente verfügen bzw. bei denen die Regis-
trierung im AZR und/oder die erkennungsdienstliche 
Behandlung noch nicht erfolgt sind, bleibt es beim Leis-
tungsanspruch nach AsylbLG. Nach Au�assung des BMI 
entsteht der Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG 
durch die Meldung der Bedür�igkeit und das Nachsuchen 
nach existenzsichernden Leistungen beim Sozialamt, weil 
dies als »Schutzgesuch« im Sinne des AsylG ausgelegt wird 
und die Leistungen dann nach § 1 Abs. 1 Nr. 1a AsylbLG 
erbracht werden.14 

Der Anspruch auf Leistungen nach SGB II / SGB XII 
kann immer erst entstehen, wenn die Dokumente, so wie 
gefordert, von der Ausländerbehörde ausgestellt wurden 
(zum Ablauf des Systemwechsel siehe Abschnitt 3). 

Deutlich wird, dass die Anspruchsberechtigten voll-
ständig vom Verhalten der örtlichen Ausländerbehörden 
abhängig sind, die es allein durch die Vergabe von Ter-
minen in der Hand haben, ob, wann und wem die Privi-
legierung der sozialrechtlichen Angleichung an deutsche 
Staatsangehörige zuteil wird. Verzögerungen in erheb-
lichem Umfang sind schon deshalb zu erwarten, weil es 
den Ausländerbehörden an der technischen Ausstattung 
(sogenannte PIK-Stationen) und an Vordrucken für die 
Fiktionsbescheinigungen fehlt. 

Auch fallen mit der neuen Regelung in § 81 Abs. 7 
AufenthG, nach der eine Fiktionsbescheinigung unter an-
derem bei Anträgen nach § 24 AufenthG (unter Verweis 
auf die Neuregelung in § 49 Abs. 4a AufenthG) nur nach 
einer erkennungsdienstlichen Behandlung ausgestellt 
werden darf, Rechtswirkung und Dokumentation des An-
trags auf Aufenthaltserlaubnis auseinander. Es bleibt da-
bei, dass bereits der Antrag auf einen Aufenthaltstitel die 
Fiktionswirkung nach § 81 Abs. 3 oder Abs. 4 AufenthG 
und damit den rechtmäßigen Aufenthalt auslöst, beschei-
nigt werden darf dies aber erst nach einer erkennungs-
dienstlichen Behandlung. Die praktische Bedeutung geht 
weit über die reine Dokumentation hinaus, weil die so-
zialrechtlichen Regelungen nun so ausgestaltet wurden, 
dass die Leistungsansprüche nicht an die rechtliche Wir-
kung – den rechtmäßigen Aufenthalt –, sondern an die 
ausgestellte Fiktionsbescheinigung gebunden werden. 
Daraus können sich Wochen oder Monate ergeben, in 
denen Leistungen und wichtige gesellscha�liche Teilha-
berechte vorenthalten werden. 

Eine besondere Aufmerksamkeit sollte hier auf die 
Ge�üchteten aus der Ukraine gerichtet werden, die we-
der eine ukrainische Staatsangehörigkeit haben noch als 
Familienangehörige ukrainischer Staatsangehöriger oder 
anerkannter Flüchtlinge voraussetzungslos in den Schutz-
bereich des § 24 AufenthG fallen. Diesen Ge�üchteten 

14 BMI, Rundschreiben vom 14.3.2022, abru�ar bei asyl.net unter »In-
formationen zu Schutzsuchenden aus der Ukraine«, S. 12. 

Dorothee Frings: Sozialleistungen für Ge�üchtete aus der Ukraine

https://t1p.de/fhghw


Asylmagazin 6 / 2022206

wird bereits der Zugang zu einer Antragstellung nach § 24 
AufenthG versperrt oder erschwert. Einige Ausländerbe-
hörden (so etwa in Köln) vergeben für diesen Personen-
kreis keine Antragstermine, andere weigern sich mit dem 
Verweis auf das Asylverfahren, die Anträge entgegenzu-
nehmen, und weitere Ämter nehmen die Anträge zwar 
entgegen, stellen aber keine ordnungsgemäßen Fiktions-
bescheinigungen aus. Positiv hervorzuheben sind hinge-
gen die Weisungen in Hamburg und Bremen, nach denen 
in diesen Fällen zunächst eine Fiktionsbescheinigung mit 
einer Geltungsdauer von sechs Monaten auszustellen ist. 
Damit erhalten die Betro�enen die Möglichkeit, die Vo-
raussetzungen für eine andere Aufenthaltserlaubnis zu 
scha�en. Auch die BA stellt ausdrücklich fest, dass der 
Leistungsanspruch nach SGB II für die Zeit der Fiktions-
bescheinigung besteht und nicht von den Erfolgsaussich-
ten des Antrags nach § 24 AufenthG abhängt.15 

3. Das Antragsverfahren für die Leistungen 
nach SGB II / SGB XII

Leistungen nach SGB II ebenso wie Grundsicherung im 
Alter oder bei dauernder Erwerbsunfähigkeit setzen ei-
nen Antrag voraus (§ 37 SGB II, § 44 SGB XII); für die 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach §§ 27 �. SGB XII genügt 
die Kenntnis des Leistungsträgers (§ 18 SGB XII). 

Der Leistungsanspruch nach SGB II beginnt mit der 
Ausstellung der Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG 
oder mit Ausstellung einer Fiktionsbescheinigung (§ 74 
Abs. 1–3 SGB II). Für Aufenthaltstitel und Fiktionsbe-
scheinigungen, die vor dem 1. Juni 2022 ausgestellt wur-
den, gilt das nur, wenn die Daten im AZR aufgenommen 
wurden und/oder eine erkennungsdienstliche Behand-
lung erfolgt ist. 

Andernfalls wird der Leistungsbezug nach AsylbLG 
fortgeführt, bis beide Maßnahmen erfolgt sind (§ 1 Abs. 1 
Nr. 8 AsylbLG).

3.1. Leistungsberechtigte im Bezug nach AsylbLG  
am 31.5.2022

In beiden Rechtskreisen bedarf es keines Antrags, wenn 
die Personen schon vor dem 1. Juni 2022 Leistungen nach 
dem AsylbLG bezogen haben oder dem Sozialamt ihre Be-
dür�igkeit angezeigt haben (nach § 6b AsylbLG wird auf 
Kenntnis, nicht auf einen Antrag abgestellt). Diese Fikti-
on einer Antragstellung gilt bis zum 31. August 2022, aber 
nur, wenn am 1. Juni 2022 die Voraussetzungen für den 
Leistungsbezug nach SGB II / SGB XII vorlagen. Das gilt 
auch für alle Personen, die von der Kommune in Sammel-

15 Fachliche Weisungen der BA, a. a. O. (Fn. 8).

unterkün�en (auch in denen des Landes) untergebracht 
wurden, selbst wenn ihnen noch kein Bargeld ausgezahlt 
wurde (§ 74 Abs. 5 SGB II, § 146 Abs. 5 SGB XII). 

Die Ansprüche nach dem AsylbLG müssen auch für 
zurückliegende Zeiten gewährt werden, und zwar ab dem 
Zeitpunkt, zu dem die Kommune Kenntnis vom Aufent-
halt und der Hilfsbedür�igkeit der Leistungsberechtigten 
hatte.16 

Personen, deren Erwerbsfähigkeit ungeklärt ist, wech-
seln immer zunächst zum Jobcenter und haben Leis-
tungsansprüche nach SGB II bis ihre Erwerbsunfähigkeit 
für länger als sechs Monate (als Alleinstehende leistungs-
berechtigt nach dem 3. Kapitel des SGB XII) oder ihre 
dauerha�e Erwerbsunfähigkeit (ab 18 Jahren leistungs-
berechtigt nach dem 4. Kapitel des SGB XII) festgestellt 
wurde (§ 44a Abs. 1 SGB II).

Die Umstellung vom bisherigen Leistungsbezug nach 
AsylbLG in den Bezug von Leistungen nach SGB II 
oder SGB XII erfolgt zwar zum 1. Juni 2022, nicht aber 
am 1. Juni 2022. In den kommenden Wochen müssen 
die Berechtigten nach SGB II das Antragsformular der 
Jobcenter ausfüllen und Belege über Miete, Heizung, 
evtl. Einkommen etc. einreichen.  Wer nach SGB XII 
leistungsberechtigt ist, muss beim Sozialamt persönlich 
vorsprechen oder schri�liche Angaben zum Einkom-
men und zu den Unterkun�skosten  vorlegen. Wenn die 
Leistungsanträge bewilligt sind, wird zunächst mit den 
bisher nach AsylbLG erbrachten Leistungen aufgerech-
net und der verbleibende Betrag wird rückwirkend ab 
dem 1. Juni 2022 ausgezahlt (§ 74 Abs. 5 S. 3 und 4 SGB II, 
§ 146 Abs. 5 S. 3 und 4 SGB XII). Es kann passieren, dass 
der Bewilligungsbescheid ab dem Folgemonat ergeht und 
später in einem gesonderten Bescheid über die Nachzah-
lung ab dem 1. Juni 2022 entscheiden wird. Das Jobcenter 
kann diese Nachzahlung erst feststellen, wenn das Sozi-
alamt mitgeteilt hat, in welcher Höhe bereits Leistungen 
nach dem AsylbLG für diesen Zeitraum gezahlt wurden 
und diese Leistungen mit Nachzahlungsanspruch aufge-
rechnet werden können.  

Der Leistungszeitraum im SGB II wird für Personen 
mit einer Fiktionsbescheinigung auf sechs Monate ver-
kürzt (§ 74 Abs. 1 S. 3 SGB II). 

16  Ständige Rechtsprechung des BSG, zuletzt: Urteil vom 24.6.2021 – B 7 
AY 3/20 R – asyl.net: M30148, Asylmagazin 1–2/2022, S. 59 f., Rn. 19. 
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Beispiele:    

A, 68 Jahre alt, ukrainische Ge�üchtete, wurde am 
10. Mai 2022 eine Fiktionsbescheinigung ohne 
erkennungsdienstliche Behandlung ausgestellt. 
Ihre Daten wurden an das AZR weitergeleitet. Seit 
dem 15. April 2022 erhält sie Leistungen nach 
dem AsylbLG. Am 25. Juni 2022 erhält sie einen 
Termin beim Sozialamt. Am 10. Juli 2022 werden 
ihr Leistungen nach §§ 41 �. SGB XII (Grundsi-
cherung in Hinblick auf das Alter) bewilligt. Sie 
erhält diese Leistungen ab dem 1. August 2022. 
Für die Monate Juni und Juli erhält sie eine Nach-
zahlung von 200 €, die Di�erenz zwischen der be-
reits erhaltenen Leistung nach dem AsylbLG (teil-
weise als Sachleistung) und dem Anspruch nach 
§§ 41 �. SGB XII. Kompliziert wird es, wenn sie 
weiter in einer Sammelunterkun� lebt und dort 
Sachleistungen erhält, die dann auf den Leistungs-
anspruch nach SGB XII angerechnet werden. 

B, 24 Jahre alt, ukrainische Ge�üchtete, hat am 
20. April 2022 persönlich um Leistungen nach 
AsylbLG nachgesucht, bislang aber noch keine 
erhalten. Sie wurde bislang nur von der Auslän-
derbehörde registriert und auch erkennungs-
dienstlich behandelt, hat aber keine Fiktionsbe-
scheinigung. Sie muss sich jetzt weiter um die 
Bewilligung und Auszahlung der Leistungen 
nach AsylbLG bemühen, weil sie keinen Leis-
tungsanspruch nach SGB II hat. Erst wenn ihr 
am 2. Juli 2022 eine Fiktionsbescheinigung erteilt 
wird, kann sie Leistungen beim Jobcenter bean-
tragen, die ab der Erteilung der Fiktionsbeschei-
nigung zu bewilligen sind. Die Leistungen nach 
AsylbLG sind ab 20. April 2022 nachzuzahlen, 
auch wenn sie bis zur Erteilung der Fiktionsbe-
scheinigung noch nicht bewilligt wurden. 

3.2. Erstantragsteller*innen ab dem 1. Juni 2022

Wurden zum Stichtag 1. Juni 2022 Leistungen nach 
AsylbLG weder bezogen noch waren diese beantragt 
(Bedarf angezeigt), so muss der Antrag auf Leistungen 
nach SGB II selbstständig gestellt werden. Er wirkt zu-
rück auf den Tag der Ausstellung der Fiktionsbeschei-
nigung, höchstens jedoch auf den 1. des Monats der 
Antragstellung. 

Beispiel:    

C, 30 Jahre alt, ukrainische Ge�üchtete, ist von 
Bekannten aufgenommen worden und hat bislang 
noch keinen Leistungsantrag gestellt. Ihr wurde 
am 15. Mai 2022 eine Fiktionsbescheinigung aus-
gestellt, allerdings ohne erkennungsdienstliche 
Behandlung. Die Daten wurden im AZR aufge-
nommen. Sie meldet sich am 10. Juni 2022 beim 
Sozialamt und bittet um Leistungen. Leistungen 
nach AsylbLG sind jedoch bei Anträgen, die ab 
dem 1. Juni 2022 gestellt werden, erst ab dem Mo-
nat der auf die Ausstellung der Fiktionsbescheini-
gung folgt, ausgeschlossen (§ 1 Abs. 3a AsylbLG). 
C hat auch keinen Anspruch auf AsylbLG-Leis-
tungen nach der Übergangsregelung des § 18 
AsylbLG, weil sie vor dem 1. Juni 2022 noch kei-
nen Kontakt zum Sozialamt aufgenommen hatte. 
C werden also keine Leistungen nach AsylbLG 
übergangsweise erbracht. Sie muss die Bearbei-
tung ihres Antrags auf SGB II-Leistungen abwar-
ten und notfalls einen Antrag auf vorläu�ge Ent-
scheidung nach § 41a SGB II stellen. Der Antrag 
nach SGB II wirkt auf den 1. eines Monats zu-
rück, wenn die Voraussetzungen (der Bedarf) zu 
diesem Zeitpunkt schon vorlagen (§ 37 Abs.2 S. 2 
SGB II), Leistungen nach SGB II (Alg II) können 
also ab dem 1. Juni 2022 erbracht werden. 

Soweit der Antrag auf Leistungen nach SGB XII gerichtet 
ist, seien es Leistungen der Grundsicherung nach §§ 41 
SGB XII (Rent ner*in nen, dauerha� erwerbsunfähige 
Volljährige) oder der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
§ 27 �. SGB XII (Kinder bis 14 Jahre im Haushalt von Ver-
wandten, nicht dauerha� erwerbsunfähige Alleinstehen-
de etc.), so entsteht der Anspruch frühestens am 1. des 
Monats nach der Ausstellung des erforderlichen Aufent-
haltsdokuments (§ 146 Abs. 1 S. 3 SGB XII). 

Beispiel:   

D, 70 Jahre alt, Ge�üchtete aus der Ukraine, und 
ihre 12 -jährige Enkelin haben bislang keine Leis-
tungen bezogen. Am 10. Juni 2022 wird ihnen 
eine Fiktionsbescheinigung ausgestellt. Sie wen-
den sich noch am selben Tag an das Sozialamt. 
D muss einen Antrag auf Leistungen nach § 41 �. 
stellen (§ 44 SGB XII), bei der Enkelin reicht die 
Kenntnis des Amts vom Hilfebedarf nach §§ 27 �.
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SGB XII (§ 18 SGB XII). Beide Leistungen be-
ginnen erst am 1. Juli 2022, das ergibt sich aus 
§ 146 Abs. 1 S. 3, 2. HS SGB XII (Leistungsbeginn 
ab dem Folgemonat der Ausstellung der Fikti-
onsbescheinigung). Für Juni haben beide noch 
Leistungsansprüche nach AsylbLG (§ 1 Abs. 3a 
AsylbLG). 

Wurden hingegen Leistungen nach dem AsylbLG erst-
mals ab dem 1. Juni 2022 bezogen, weil noch keine den 
Anforderungen entsprechende Fiktionsbescheinigung er-
teilt wurde, so setzt der Leistungsanspruch nach SGB II 
erst zum 1. des Monats nach der Erteilung der Fiktions-
bescheinigung ein, weil bis dahin noch ein Leistungs-
anspruch nach § 1 AsylbLG besteht (§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 
SGB II). Diese Regelung gilt gleichermaßen im SGB XII 
(§ 146 Abs. 1 S. 3 SGB XII). Mit diesem Leistungsaus-
schluss korrespondiert der Leistungsanspruch nach § 1 
Abs. 3a AsylbLG bis zum Ende des Monats, in dem die 
Fiktionsbescheinigung oder die Aufenthaltserlaubnis er-
teilt wurde. 

Beispiel:    

E, 45 Jahre, Ge�üchteter aus der Ukraine, reist am 
15. Mai 2022 nach Deutschland ein und meldet 
sich am 10. Juni 2022 beim Sozialamt. Ihm wer-
den Leistungen nach AsylbLG bewilligt. Erst am 
3. August 2022 wird ihm eine Fiktionsbescheini-
gung in Hinblick auf § 24 AufenthG erteilt. Sein 
Anspruch auf Leistungen nach SGB II beginnt 
erst zum 1. September 2022, ab diesem Zeitpunkt 
sind Leistungen nach AsylbLG ausgeschlossen 
(§ 1 Abs. 3a AsylbLG). Er muss den Antrag eigen-
ständig beim Jobcenter stellen.

Wäre E bereits 70 Jahre alt, müsste er den An-
trag beim Sozialamt stellen (Hinweisp�icht des 
Sozialamts nach § 16 SGB I). Auch hier beginnt 
der Anspruch auf Grundsicherung nach §§ 41 �. 
SGB XII erst zum 1. September 2022. 

3.3. Änderung bei den Unterkunftskosten

In jedem Fall entsteht mit dem Wechsel ein Anspruch auf 
die Finanzierung einer eigenen Wohnung (nicht aber auf 
die Bereitstellung von Wohnraum). 

Die coronabedingte vereinfachte Antragstellung (§ 67 
Abs. 1 SGB II, § 141 Abs. 3 SGB XII) bewirkt vor allem, 

dass die Kostenübernahme für Wohnraum für die ersten 
sechs Monate ohne eine Prüfung der angemessenen Kos-
ten erfolgt. Angesichts vereinzelter Missstände soll aber 
auch darauf hingewiesen werden, dass dies eine Prüfung 
wegen überhöhter Mietzahlungen oder sonstiger sitten-
widriger Ausnutzung einer Notlage nicht ausschließt. 
Speziell bei Untermietverträgen kann es zu Mietforderun-
gen kommen, die zu einer unverhältnismäßigen Überbür-
dung der Gesamtkosten der Wohnung führen. Allerdings 
verstoßen auch die Kostenansätze für kommunale Unter-
kün�e zum Teil gegen das Äquivalenzprinzip, wonach in 
Rechnung gestellte Kosten in einem angemessenen Ver-
hältnis zur erbrachten Leistung – in diesem Fall also zu 
dem zur Verfügung gestellten Wohnraum – stehen müs-
sen.17

 

Bei der Wohnungssuche sollte dennoch auf eine Miete 
im Rahmen der kommunalen Vorgaben geachtet werden, 
weil die Überprüfung der Angemessenheit nach Ablauf 
der sechs Monate wieder durchgeführt wird. 

3.4. Ablehnung des Antrags auf eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 24 AufenthG

Mit der Ablehnung des Antrags auf eine Aufenthalts-
erlaubnis endet der Anspruch auf Leistungen nach 
SGB II / SGB XII. Die weiteren Rechtsfolgen sind unklar. 
Fraglich ist, ob die Ablehnung mit einer Aufenthaltsbe-
endigung, Ausreisefrist und Abschiebungsandrohung 
verbunden wird. In Hinblick auf den rechtmäßigen Auf-
enthalt bis zum 31. August 2022 darf dies allenfalls mit 
Fristsetzung bis Ende August erfolgen. Bei Mittellosigkeit 
müssten nun Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach SGB XII gewährt werden oder, soweit der Aufenthalt 
noch keine drei Monate angedauert hat, Überbrückungs-
leistungen nach § 23 Abs. 3 S. 3 �. SGB XII. Allerdings 
ist die Situation nun der vergleichbar, die bereits vor der 
Antragstellung nach § 24 AufenthG bestand, sodass auch 
das ursprünglich geäußerte Schutzbegehren weiterwirken 
könnte – zumal die Option eines Asylverfahrens ebenfalls 
weiter besteht – und in Fortsetzung der Au�assung des 
BMI18 auch Leistungen nach AsylbLG erbracht werden 
könnten. 

17 VGH Bayern, Beschluss vom 14.4.2021 – 12 N 20.2529 – asyl.net: 
M29571 und Beschluss vom 16.5.2018 – 12 N 18.9 – asyl.net: M26319, 
Asylmagazin 10-11/2018, S. 390 �.; VGH Baden-Württemberg, Urteil 
vom 22.7.1996 – 2 S 1132/94. 

18 BMI, Rundschreiben vom 14.3.2022, a. a. O. (Fn. 14), S. 12.  
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4. Die Gesundheitsversorgung

Mit den Änderungen durch das »Einmalzahlungsgesetz« 
vom 23. Mai 202219 wird auch die Gesundheitsversorgung 
der Ge�üchteten aus der Ukraine in vielen Fällen der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) zugeordnet. 

4.1 P�ichtversicherung für die Leistungsberechtigten 
nach SGB II

Mit dem Antrag auf SGB II-Leistungen beginnt die 
P�ichtversicherung in der GKV nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a 
SGB V und in der P�egeversicherung nach § 20 Abs. 1 S. 2 
Nr. 2a SGB IX. Die Leistungsberechtigten können sich die 
ausführende Krankenkasse frei wählen und sollten diese 
Wahl dem Jobcenter möglichst umgehend, d. h. auch vor 
dem Ausfüllen der Formblätter, mitteilen. 

Auch durch die �ktive Antragstellung bisheriger Leis-
tungs em pfän ger*in nen nach AsylbLG (siehe unter Ab-
schnitt 3.1) wird diese P�ichtversicherung ausgelöst. 
Solange allerdings weiterhin Leistungen nach AsylbLG 
durch die Sozialämter erbracht werden, wird auch die 
Gesundheitsversorgung nach dem bisherigen System ge-
währt, entweder in Form der Behandlungsscheine oder 
mittels der Abrechnung nach § 264 Abs. 2 SGB V über die 
Gesundheitskarte einer von der Kommune bestimmten 
Krankenkasse. Allerdings müssen die Sozialämter bei der 
Bewilligung von Behandlungen berücksichtigen, dass die 
Gesundheitsversorgung nunmehr ohne Einschränkun-
gen zu erfolgen hat (was bereits durch § 6 Abs. 2 AsylbLG 
vorgegeben wird). Die erbrachten Leistungen werden den 
Sozialämtern vom Bund erstattet (§ 18 Abs. 3 AsylbLG). 
Nicht recht nachvollziehbar ist allerdings, warum nicht 
die Krankenkassen die Leistungen erstatten, weil die 
P�ichtversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr.2a SGB V bereits 
mit der �ngierten Antragstellung zum 1. Juni 2022 ein-
setzt.20 

4.2 Gesundheitsversorgung der Leistungsberechtig-
ten nach SGB XII

Leistungsbezieher*innen der Grundsicherung oder der 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII sind nicht 
p�ichtversichert. 

Sie können auch nicht freiwillig versichert werden. Zwar 
wird Zuziehenden aus dem Ausland erstmals die Mög-
lichkeit erö�net, sich innerhalb von sechs Monaten frei-
willig zu versichern, ohne dass sie zuvor in Deutschland 
gesetzlich versichert waren (siehe unten). Von dieser Re-

19 A. a. O. (Fn. 1).
20 Siehe auch GKV-Spitzenverband, Krankenversicherungsschutz für 

Kriegs�üchtlinge aus der Ukraine. Rundschreiben 2022/320 vom 
20.5.2022, abru�ar unter https://t1p.de/prg60, Nr. 2.2. 

gelung ausgeschlossen sind jedoch Anspruchsberechtigte 
nach § 19 SGB XII.21 In der Regel entsteht auch keine Auf-
fangversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 AufenthG, wenn 
bisher schon Leistungen nach AsylbLG bezogen wurden. 
Hier erfolgt ein nahtloser Wechsel zum 1. Juni 2022 vom 
AsylbLG ins SGB XII und damit ist auch die Au�ang-
versicherung ausgeschlossen (§ 5 Abs. 8a S. 2 SGB V). 
Etwas anderes kann jedoch für Ge�üchtete gelten, die 
erst nach der Ausstellung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG erstmals einen Leistungsantrag nach 
SGB XII stellen. Sie fallen in der Zeit ab Erteilung der Auf-
enthaltserlaubnis zunächst in die Au�angversicherung, 
solange sie keine Leistungen (SGB XII / AsylbLG) bezie-
hen und sich nicht freiwillig versichern. Die so einmal 
entstandene gesetzliche Versicherung kann während des 
später einsetzenden Leistungsbezugs nach SGB XII als 
freiwillige Versicherung fortgeführt werden (§ 188 Abs. 4 
SGB V) und die Kosten werden vom Sozialamt übernom-
men (§ 32 SGB XII). 

Nichtversicherte Personen erhalten eine Gesundheits-
karte auf der Grundlage des § 264 SGB V. Damit wird 
ein Abrechnungssystem zwischen der Krankenkasse und 
dem Sozialamt gescha�en. 

4.3. Freiwillige Mitgliedschaft in der GKV

Durch die neu eingefügte Regelung in § 417 SGB V besteht 
nun speziell für Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 Aufenthaltsgesetz oder eine darauf gerichtete 
Fiktionsbescheinigung die Möglichkeit des freiwilligen 
Beitritts zur GKV und damit der Wahl einer gesetzlichen 
Krankenkasse.  Es handelt sich um eine paradigmatische 
Änderung im System der ö�entlichen Gesundheitsver-
sorgung, weil bislang ein freiwilliges Versicherungsver-
hältnis grundsätzlich von einer vorangegangenen P�icht-
versicherung abhängig war.22 Auch für den freiwilligen 
Beitritt muss zumindest die Aufnahme ins AZR nach-
gewiesen werden, bei Ausstellungen ab dem 1. Juni 2022 
muss die erkennungsdienstliche Behandlung erfolgt sein. 
Jede Krankenkasse muss bei den vor dem 1. Juni 2022 
ausgestellten Aufenthaltserlaubnissen und Fiktionsbe-
scheinigungen eigenständig prüfen, ob die Aufnahme im 
AZR erfolgt ist.23 Der freiwillige Beitritt zur gesetzlichen 
Versicherung nach § 417 SGB V kommt nur für Perso-
nen in Betracht, die weder existenzsichernde Leistungen 
(SGB II / SGB XII / AsylbLG) beziehen noch anderweitig 
p�ichtversichert sind (Arbeit neh mer*in nen, Studierende 
etc.). Darunter fallen etwa Selbstständige, Ehe part ner*in-

21 Siehe ebd., Nr. 3. 
22 Ausnahme gab es bereits für zugewanderte Spätaussiedler*innen 

(deutsche Staatsangehörige) nach § 9 Abs. 1 Nr. 7 SGB II und bei einer 
erstmaligen Beschä�igungsaufnahme mit einem Einkommen ober-
halb der Beitragsbemessungsgrenze nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 SGB V.

23 GKV-Rundschreiben vom 20.5.2022, a. a. O. (Fn. 20), Nr. 4.2 
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nen von nicht p�ichtversicherten Selbstständigen oder 
Be  amt*in nen, nicht verheiratete Part ner*in nen von Per-
sonen mit ausreichend Einkommen, Personen in einer 
schulischen Ausbildung, Studienvorbereitung, Promoti-
onsstudium oder Studierende ab dem 30. Lebensjahr.

4.4. Au�angversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V

Ergänzend fallen Ge�üchtete mit einer Aufenthaltserlaub-
nis nach § 24 AufenthG auch unter die Au�angversiche-
rung nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V, wenn sie zuvor nicht 
privatversichert oder einer solchen Versicherung zuzu-
ordnen waren. Voraussetzung ist auch hier, dass sie nicht 
anderweitig p�ichtversichert sind, etwa als Leis tungs be-
zie her*in nen nach SGB II, oder Leistungsansprüche nach 
Kapitel 3 oder 4 SGB XII haben. Die Au�angversiche-
rung setzt jedoch nicht mit Einreise und auch nicht mit 
der Ausstellung der Fiktionsbescheinigung ein, sondern 
erst mit der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG. Drittstaatsangehörige (nicht EU) fallen nur 
dann unter die P�ichtversicherung für »Nichtversicher-
te« nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V, wenn ihnen eine Auf-
enthaltserlaubnis von mehr als einem Jahr erteilt wurde 
und diese nicht von der Sicherung des Lebensunterhalts 
abhängt (§ 5 Abs. 11 SGB V). 

4.5. Im Sommersemester 2022 immatrikulierte Stu-
dierende

Ein spezielles Problem entsteht für Studierende, denen 
auf der Grundlage des Leistungsanspruchs nach §§ 4, 6 
AsylbLG eine Befreiung von der GKV der Studierenden 
erteilt wurde, weil dieser Leistungsanspruch von den 
Krankenkassen als anderweitige Absicherung im Krank-
heitsfall nach § 8 Abs. 2 S. 3 i. V. m. Abs. 1 Nr. 5 SGB V 
gewertet wurde. Der GKV-Spitzenverband besteht nun 
darauf, dass dieser Personenkreis nach Wegfall des Leis-
tungsanspruchs nach AsylbLG nicht mehr in die studen-
tische P�ichtversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V 
aufgenommen wird, sondern sich freiwillig versichern 
muss, um die Bedingungen der unwiderru�ichen Befrei-
ung weiterhin zu erfüllen.24 Praktisch ergibt sich daraus 
ein Beitragssatz, der um 100 € monatlich über dem »Stu-
dententarif« liegt. Diese Au�assung ist problematisch. 
Da die Voraussetzungen der Befreiung durch eine Geset-
zesänderung entfallen sind, haben sich die wesentlichen 
Bedingungen des Befreiungsantrags geändert, ohne dass 
es möglich gewesen wäre, eine solche Entwicklung vor-
auszusagen. Damit ist nach den Grundsätzen des Weg-
falls der Geschä�sgrundlage ein Festhalten an der Erklä-
rung zum Befreiungsantrag unzumutbar. Ähnlich wie im 

24 Ebd., Nr. 4.3.

ö�entlich-rechtlichen Vertragsrecht muss auch bei einer 
Willenserklärung mit sozialrechtlicher Gestaltungswir-
kung gelten, dass bei einer grundlegenden Änderung der 
Verhältnisse, die für die Abgabe der Willenserklärung 
maßgebend waren, den Betro�enen das Festhalten an ih-
rer ursprünglichen Erklärung nicht zuzumuten ist (vgl. 
§ 59 Abs. 1 S. 1 SGB X). Der Vorgang ist tatsächlich his-
torisch einmalig und bedarf einer angemessenen Lösung, 
die auf der Ebene der Bundesregierung (Bundesgesund-
heitsministerium in Abstimmung mit dem BMBF und 
dem BMI) zu entwickeln ist. 

5. Arbeitsmarktintegration

Leistungen der Arbeitsmarktintegration werden in der 
Regel erst erbracht, wenn ein Zugang zum Arbeitsmarkt 
besteht, bei Ge�üchteten aus der Ukraine also mit der Er-
teilung der Fiktionsbescheinigung.25 Solange Leistungen 
noch nach AsylbLG gewährt werden, liegt die Zuständig-
keit bei der Arbeitsagentur (SGB III). Mit dem Bewilli-
gungsbescheid des Jobcenters erfolgt auch hier ein Rechts-
kreiswechsel zum Jobcenter (SGB II). Viele Leistungen 
der Arbeitsmarktintegration sind im SGB III und SGB II 
vergleichbar ausgestaltet. Dazu gehören die Kostenüber-
nahme für Übersetzungen und Anerkennungen bzw. 
Gleichwertigkeitsfeststellungen von Schul-26 und Berufs-
zeugnissen sowie akademischen Diplomen (§ 44 SGB III, 
§ 16 Abs. 1 Nr. 1 SGB II) und für Anpassungsmaßnahmen 
(§ 81 SGB III, § 16 Abs. 1 Nr. 4 SGB II). Soweit eine Leis-
tung von der Arbeitsagentur bereits bewilligt war, wird sie 
auch bei Bezug von Leistungen nach SGB II fortgeführt. 

Ausdrücklicher Au�rag der Jobcenter ist es auch, auf 
den Besuch eines Integrationskurses hinzuwirken, wenn 
das Sprachniveau B 1 noch nicht erreicht ist (§ 3 Abs. 2a 
SGB II). Die Aufnahme in die Eingliederungsvereinba-
rung (§ 15 SGB II) bewirkt eine Teilnahmeverp�ichtung 
(§ 44a Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). Auch die berufsbezogenen 
Sprachkurse, die zum Sprachniveau B 2 führen, können 
vom Jobcenter in eine Eingliederungsvereinbarung auf-
genommen werden und sind dann verp�ichtend (§ 45a 
Abs. 2 S. 1 AufenthG). 

25 Fiktionsbescheinigungen, die auf die Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 AufenthG gerichtet sind, werden generell mit einer Erwerbser-
laubnis verbunden. Das beruht auf einer Entscheidung des BMI aus 
dem Rundschreiben vom 14.4.2022, S. 14, https://t1p.de/tycp9, zur 
Vorwegnahme der Rechtsstellung der Schutzberechtigten nach § 24 
AufenthG. Bisher wurde dazu die in § 24 Abs. 6 S. 1 AufenthG enthal-
tene Erlaubnis zur selbstständigen Tätigkeit und die in § 31 BeschV 
geregelte unbeschränkte Beschä�igungserlaubnis zusammengeführt. 
Zum 1. Juni 2022 wird der Absatz 6 in § 24 AufenthG gestrichen und 
damit unter Rückgri� auf § 4a Abs. 1 AufenthG die Erwerbstätigkeit 
ohne Einschränkung erlaubt. 

26 Einige Jobcenter lehnen die Kostenübernahme ab, wenn die Aufnah-
me eines Studiums beabsichtigt ist, weil sie ihre Zuständigkeit nur für 
die Förderung von Ausbildungen und Beschä�igung sehen. 
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6. Eingliederungshilfe und weitere  
Leistungen

Eingliederungshilfe (unter anderem Assistenz, betreutes 
Wohnen, Wohnungsumbau, Kfz-Hilfen, Freizeitgestal-
tung, heilpädagogische Leistungen) wird nach §§ 90 �. 
SGB IX erbracht, soweit keine anderen Leistungsträger 
vorrangig zuständig sind. Der Träger der Eingliederungs-
hilfe wird durch Landesrecht bestimmt. 

Personen ohne einen auf Dauer ausgerichteten Aufent-
halt haben nach § 100 Abs. 1 SGB IX nur einen Ermes-
sensanspruch, wenn die Leistung im Einzelfall gerecht-
fertigt ist. Allerdings gelten vorrangig sonstige rechtliche 
Ansprüche (§ 100 Abs. 1 S. 3 SGB IX). Diese leiten sich bei 
Menschen mit Behinderung, die eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 24 AufenthG erhalten, aus Art. 13 Abs. 4 der 
Richtlinie zum vorübergehenden Schutz (RL 2001/55/EG) 
ab. Personen mit besonderen Bedarfen sind danach die 
erforderlichen Hilfen zu gewähren. Durch diese Bindung 
an höherrangiges Recht entsteht ein Rechtsanspruch auf 
die Leistungen der Eingliederungshilfe.27 

Ab dem 1. Juni 2022 sollen Personen, die einen Antrag 
nach § 24 AufenthG gestellt haben, frühzeitigen Zugang 
zur Eingliederungshilfe erhalten. Die Übergangsrege-
lung in § 150a SGB IX verfügt die Nichtanwendbarkeit 
des § 100 Abs. 1 SGB IX, damit wird der Zugang zur Ein-
gliederungshilfe bereits dann erö�net, wenn nach § 18 
AsylbLG noch Leistungen erbracht werden, die jedoch 
lediglich als aushelfende Leistungen zu betrachten sind, 
weil der Anspruch nach SGB II / SGB XII bereits durch die 
�ktive Antragstellung zum 1. Juni 2022 besteht. 

Auf P�egeleistungen besteht ein Rechtsanspruch nach 
§ 23 Abs. 1 S. 1 i. V. m. §§ 61 �. SGB XII, solange oder so-
weit die P�egeversicherung keine Leistungen erbringt 
(zwei Jahre Wartezeit nach § 33 Abs. 2 SGB XI bei einer 
P�ichtversicherung über das Jobcenter oder bei einer frei-
willigen Versicherung). 

Für sonstige Leistungen nach SGB XII wird in § 146 
Abs. 1 S. 1 SGB XII eine Sonderregelung gescha�en, nach 
der der Aufenthalt sowohl mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG als auch mit einer darauf gerichte-
ten Fiktionsbescheinigung als dauerha� gilt.28 Daraus 
ergibt sich dann nach § 23 Abs. 1 S. 3 SGB XII ein unein-
geschränkter Rechtsanspruch unter anderem auf Leistun-
gen der Wohnungslosenhilfe, auf die Finanzierung eines 
Frauenhausaufenthalts oder auf Blindengeld. 

27 Siehe auch BMAS, Informationsschreiben zur Anwendung des § 100 
Abs. 1 SGB IX bei ge�üchteten Menschen mit Behinderung aus der 
Ukraine, vom 29.4.2022, https://t1p.de/pz5r2, aufgerufen 28.5.2022; 
Voigt, Claudius, Änderungen ab 1. Juni 2022 für Ge�üchtete aus der 
Ukraine mit Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG oder nach An-
trag auf § 24 AufenthG, vom 27.5.2022, https://t1p.de/y3lun, aufgeru-
fen am 28.5.2022. 

28 § 146 Abs. 1 S. 1: »[…] gilt der Tatbestand von § 23 Abs. 1 Satz 4 als 
erfüllt.«

7. Leistungen nach BAföG

Mit § 61 BAföG wird eine eigenständige Anspruchsgrund-
lage für Personen gescha�en, denen eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 24 AufenthG erteilt oder eine Fiktionsbe-
scheinigung ausgestellt wurde. Wie im Leistungsbezug 
nach SGB II / SGB XII muss auch hier eine erkennungs-
dienstliche Behandlung erfolgt sein oder bei Dokumen-
ten, die vor dem 1. Juni 2022 ausgestellt wurden, zumin-
dest eine Erfassung im AZR vorgenommen worden sein. 

Nicht förderfähig sind Gast- oder Austauschstudien. 
Auch ein digitales Studium an einer ukrainischen Hoch-
schule ist nicht förderfähig nach BAföG, weil es weder als 
förderungsfähiges Fernstudium eingeordnet werden kann 
noch als Auslandsstudium, weil dies eine Studiengangs-
kooperation mit einer deutschen Hochschule erfordern 
würde (§ 5 Abs. 2 Nr. 2 BAföG).

Wird kein nach BAföG förderungsfähiges Studium 
betrieben, so bleibt der Leistungsanspruch nach SGB II 
(Jobcenter) erhalten. Das gilt auch für Zeiten einer digita-
len Fortsetzung des Semesters an der ukrainischen Hoch-
schule.

Während eines Leistungsanspruchs nach SGB II be-
steht auch für Studierende grundsätzlich eine Arbeits-
p�icht nach § 10 SGB II.  Bei der Umsetzung durch die 
Fall ma nager*in nen bei den Jobcentern wird aber auch die 
langfristige Arbeitsmarktperspektive berücksichtigt und 
damit auch die Frage, ob ein absehbarer Studienabschluss 
die Chancen auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland ver-
bessert. In jedem Einzelfall ist eine sinnvolle Planung für 
eine nachhaltige Arbeitsmarktintegration zu entwickeln. 
Bereits begonnene Aus- oder Weiterbildungsmaßnahmen 
sollten dabei nicht mutwillig unterbrochen werden, da 
dies dem ö�entlichen Interesse und dem Bedarf an Fach-
krä�en zuwiderlaufen würde.

Eine weitere Hürde für die Bewilligung von BAföG 
können auch die Regelungen zur Erstausbildung und wei-
teren Ausbildung nach § 7 BAföG darstellen, die in der 
Praxis nicht immer entsprechend der neueren Rechtspre-
chung der Verwaltungsgerichte ausgelegt werden.29 

Zu berücksichtigen sind auch die Regelungen zu den 
Vorausleistungen nach § 36 BAföG, wenn die Eltern die 
Angaben zum Einkommen nicht vorlegen bzw. nicht vor-
legen können.  

8. Familienleistungen

Die Neuregelung enthält auch Ansprüche auf alle Fa-
milienleistungen, aber erst ab der Erteilung der Aufent-
haltserlaubnis nach § 24 AufenthG. Durch die Streichung 

29 Knuth, Matthias: Ausweg aus der Förderungsfalle, SozSich 2020, 
367 �.; ders., Neue und vielfältige Bildungsbiographien besser fördern 
– nur für Bildungsinländer:innen?, SozSich 2022, 196, 198. 

Dorothee Frings: Sozialleistungen für Ge�üchtete aus der Ukraine

https://t1p.de/pz5r2
https://t1p.de/y3lun
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des § 24 AufenthG in den Ausschlussregelungen des § 62 
Abs. 2 Nr. 2 Bst. c ESTG (Kindergeld), des § 1 Abs. 3 Nr. 2  
Bst. c BKGG (sozialrechtliches Kindergeld), des § 1 Abs. 7 
S. 1 Nr. 2 Bst. c BEEG (Elterngeld) und des § 1 Abs. 2a S. 1 
Nr. 2 Bst. c UhVorschG (Unterhaltsvorschuss) werden die 
Familienleistungen ohne Wartezeit und unabhängig von 
einem eigenen Erwerbseinkommen gewährt. 

Die fachlichen Weisungen der BA sind an diesem 
Punkt sehr problematisch. Zum einen erfolgt der falsche 
Hinweis, der Anspruch auf Familienleistungen entstün-
de bereits mit der Erteilung der Fiktionsbescheinigung,30 
zum anderen wird die Anrechnung nicht eindeutig von 
der Bewilligung und Auszahlung der Leistung abhängig 
gemacht, sondern es wird auf eine eigene Prüfung des An-
spruchs verwiesen.31 Es besteht das Risiko, dass einzelne 
Jobcenter das Kindergeld anrechnen, obwohl es weder 
bewilligt wurde noch ein Anspruch besteht. Die BA sollte 
hier möglichst umgehend eine Richtigstellung vorneh-
men.32 

Problematisch sind die Voraussetzungen des Unter-
haltsvorschusses für alleinreisende Mütter mit minder-
jährigen Kindern. § 1 UhVorschG setzt voraus, dass die 
alleinerziehenden Elternteile nicht verheiratet sind bzw. 
von ihren Ehepartner*innen dauerha� getrennt leben. 
Eine vorübergehende kriegsbedingte Trennung führt 
nicht zu einem Anspruch auf Unterhaltsvorschuss. 

Für Empfängerinnen von SGB II-Leistungen ist das 
nicht so relevant, weil diese Sozialleistung auf den Leis-
tungsanspruch nach SGB II angerechnet wird. Auf BAföG 
würde die Leistung nicht angerechnet. 

Beispiel: 

Tatjana kommt mit ihrer 3-jährigen Tochter nach 
Deutschland, ihr (unverheirateter) Partner und 
Kindesvater ist in Odessa geblieben. Sie hat An-
spruch auf Kindergeld in Höhe von 219 € und Un-
terhaltsvorschuss in Höhe von 177 €. 

Solange sie Leistungen nach SBG II bezieht, 
werden diese Leistungen angerechnet und ihr Ge-
samteinkommen bleibt unverändert. 

>>>

30 Fachliche Weisungen der BA, a. a. O. (Fn. 8).
31 Ebd., S. 18: »Bei der Erfassung der Neuanträge ist Kindergeld als Ein-

kommen zu berücksichtigen, soweit eine Gewährung der Leistung 
erkennbar ist. Dies kann sich insbesondere aus den Angaben der an-
tragstellenden Person oder der Einsicht im Fachverfahren KIWI erge-
ben.«

32 Siehe auch die Ausführungen von Voigt, Claudius, Änderungen ab 
1. Juni 2022 für Ge�üchtete aus der Ukraine mit Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG oder nach Antrag auf § 24 AufenthG, 27.5.2022, 
abru�ar unter https://t1p.de/y3lun, aufgerufen am 28.5.2022.  

>>>
Nimmt sie zum WS 2022/23 ein Studium auf 

und erhält BAföG, werden die Familienleistungen 
nicht auf den BAföG-Anspruch, wohl aber beim 
Sozialgeld nach § 7 Abs. 2 SGB II für das Kind an-
gerechnet. 

Wäre Tatjana verheiratet, würde sie nur Kin-
dergeld erhalten.  

9. Wohnsitzau�age

§ 12a AufenthG (Wohnsitzau�age für Ge�üchtete mit 
Schutzstatus in den ersten drei Jahren)33 wurde so geän-
dert, dass nun auch Personen mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 24 AufenthG einbezogen sind. Gleichzeitig 
werden die bisher schon vorgesehenen Ausnahmerege-
lungen ergänzt. 

Eine Wohnsitzau�age wird nicht mehr verfügt oder 
wird auf Antrag gestrichen, wenn

•	 ein Integrationskurs, ein berufsbezogener Sprach-
kurs, eine Quali�zierungsmaßnahme oder eine 
Weiterbildungsmaßnahme von mindestens drei 
Monaten aufgenommen wurde bzw. zeitnah aufge-
nommen werden kann oder bereits abgeschlossen 
wurde; oder

•	 der Lebensunterhalt überwiegend (51 Prozent des 
Bedarfs) gesichert werden kann. Die Regelung gilt 
neben der bisher schon vorgesehenen Regelung zur 
Ausnahme von der Wohnsitzau�age bei einer sozi-
alversicherungsp�ichtigen Beschä�igung mit einem 
Monatseinkommen von mindestens 810 €. 

Besondere Kritik hat die Regelung erfahren, weil verfüg-
barer Wohnraum nicht als Ausnahmekriterium genannt 
wird. Besonders in den Ballungszentren ist es Ge�üchte-
ten aus diesem Grund nicht möglich, sich Wohnraum im 
Umland zu suchen, sondern sie werden zwingend auf den 
überlasteten Wohnungsmarkt der zugewiesenen Stadt 
verwiesen.34

Die Wohnsitzau�age wird erst mit der Erteilung des 
Aufenthaltstitels (eAT) nach § 24 AufenthG verfügt. Die 
Fiktionsbescheinigung während des Antragsverfahrens 

33 Die angebliche Integrationswirkung dieser Einschränkung der Frei-
zügigkeit lässt sich nicht nachweisen, eine Studie des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes von 4/2022 belegt im Gegenteil die desinte-
grative Wirkung, abru�ar unter https://t1p.de/tycp9, aufgerufen 
25.5.2022. 

34 Stellungnahme des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes vor dem 
Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages 
vom 6. Mai 2022, Ausschuss-Drs. 10(11)69, S. 10, abru�ar unter 
https://t1p.de/uuaw9, aufgerufen am 24.5.2022. 
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kann das jeweilige Bundesland mit einer Zuweisung zu 
einer Kommune verbinden (§ 24 Abs. 4 AufenthG). 

10. Ausblick

In den kommenden Monaten ist mit einer sehr unüber-
sichtlichen sozialrechtlichen Di�erenzierung innerhalb 
der Gruppe der Ge�üchteten aus der Ukraine und na-
türlich auch im Verhältnis zu Ge�üchteten aus anderen 
Krisengebieten zu rechnen. Die Unterschiede in der Ver-
sorgung ergeben sich einerseits allein aus einem über-
schießenden ordnungsrechtlichen Kontrollbedürfnis 
und anderseits aus einer Privilegierung der ukrainischen 
Staatsangehörigen gegenüber den drittstaatsangehörigen 
Ge�üchteten aus der Ukraine und gegenüber allen ande-
ren Ge�üchteten. Während die ukrainischen Staatsange-
hörigen und ihre Familien völlig zu Recht die erforderli-
chen Unterstützungen erhalten, tre�en Ge�üchtete nach 
zermürbenden Fluchtwegen etwa aus Afghanistan oder 
Syrien hier auf entwürdigende Unterbringungssituatio-
nen, Arbeitsverbote, fehlenden Zugang zur allgemeinen 
Gesundheitsversorgung, zu P�egeleistungen und Be-
hindertenhilfen und sogar zu Schulen sowie Kitas. Die 
Kommunen gehen mittlerweile dazu über, Menschen aus 
der Ukraine in gesonderten Sammelunterkün�en unter-
zubringen, um die unterschiedliche Behandlung der ver-
schiedenen Klassen an Kriegsopfern nicht unmittelbar 
sichtbar werden zu lassen. 

Aber vielleicht kann die gegenwärtige Situation die 
Frage nach der Legitimität der sozialrechtlichen Hier-
archisierung verschiedener Menschen- und Ge�üchte-
tengruppen grundsätzlicher in den Fokus rücken.35 Und 
vielleicht kann die Kultur der Aufnahme der ukrainischen 
Ge�üchteten auch zu einem Modell werden, welches die 
Vorteile einer frühzeitigen sozialrechtlichen Teilhabe von 
Zugewanderten sichtbar (und statistisch zählbar) werden 
lässt. 

35 Siehe auch Voigt, Änderungen ab 1. Juni 2022 für Ge�üchtete aus der 
Ukraine, a. a. O. (Fn. 32).

Beitrag  –  Ländermaterialien

Ländermaterialien

Afghanistan

Erlass

• Niedersächsisches Innenministerium: Passbeschaf-
fung ist afghanischen Staatsangehörigen grundsätzlich 
zumutbar:

Es sind diverse Fälle bekannt geworden, in denen af-
ghanische Reisepässe über die afghanischen Auslands-
vertretungen in Deutschland bescha� werden konnten. 
Die vormals angenommene Unmöglichkeit der Passbe-
scha�ung besteht nicht mehr. Reiseausweise für Auslän-
der sind nur noch im Einzelfall bei glaubha� gemachter 
Unzumutbarkeit auszustellen. (Leitsätze der Redaktion)
Erlass/Behördliche Mitteilung vom 26.1.2022 – 
63.23/12231-2/AFG-G/01-03-3 – asyl.net: M30394

Länderberichte

• ACCORD: Zur Situation von Familienangehörigen von 
Personen, die zum Christentum konvertiert sind.
Anfragebeantwortung vom 3.5.2022 (ecoi.net 2073003)

• BAMF: Kurzinformation zur Lage der Hazaras.
Bericht vom Mai 2022: Lage der Hazaras in Afghanistan 
(ecoi.net 2074186)

• UK Home O昀케ce: Länderinformationen und Richtlini-
en für Asylbehörden zur humanitären Lage (engl.).
Bericht vom April 2022: Country Policy and Information 
Note Afghanistan: Humanitarian situation [Version 2.0] 
(ecoi.net 2072487)

• UK Home O昀케ce: Länderinformationen und Richtlini-
en für Asylbehörden zu Personengruppen, die einer po-
tenziellen Bedrohung durch die Taliban ausgesetzt sind 
(engl.).
Bericht vom April 2022: Country Policy and Information 
Note Afghanistan: Fear of the Taliban [Version 3.0] (ecoi.
net 2072489)

Algerien

• Amnesty International: Todesurteil gegen den ehema-
ligen Soldaten und »Whistleblower« Mohamed Benhlima, 
der über Korruption im algerischen Militär berichtet hat-
te, wegen »Spionage« und »Desertion«; er hatte in Spani-
en Asyl beantragt, war von dort aber im März 2022 ab-
geschoben worden, o�enbar ohne abschließende Prüfung 
des Asylantrags; nach der Abschiebung wurde er inhaf-
tiert und wegen verschiedener Delikte angeklagt, aber erst 
später darüber informiert, dass er in Abwesenheit bereits 
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